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111-1-1,2021-3-1,1103-1-1 

Gesetz 
zur Änderung des 

Landeswahlgesetzes r des Bezirkswahlgesetzes 
und des Gesetzes über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof 

Vom 11. Dezember 2012 

Der Landtag des FreIstaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hIermit bekannt ge­
macht wlId: 

§ 1 

Änderung des Landeswahlgesetzes 

Das Gesetz über Landtagswahl, Volksbegehren 
und VolksentscheId (Landeswahlgesetz - LWG) In der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juli 2002 (GVBI 
S. 277, ber. S. 620, BayRS 111-1-1), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Oktober 2011 (GVBI S. 506), 
wlId WIe folgt geändert: 

1. DIe InhaltsübersIcht wlId WIe folgt geändert: 

a) In der Überschrift zu Art. 48 wlId das Wort 
" Verständigung " durch das Wort "Benach­
nchtigung" ersetzt. 

b) In der Überschrift zu Art. 90 werden das Wort 
"und" durch eIn Komma ersetzt und die Wor­
te "und Form" angefügt. 

2. In Art. 1 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte ", An­
gestellte und Arbeiter" durch die Worte" und Ar­
beitnehmer 11 ersetzt. 

3. Art. 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Eine stImmberechtIgte Person, die 1m 
Wähierverzelchms eIngetragen 1St oder die aus 
emem von ihr mcht zu vertretenden Grund In 
das WählerverzeIchnIs mcht aufgenommen 
worden 1St, erhält auf Antrag emen Wahl­
scheIn. 11 

4. In Art. 5 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte "spätes­
tens 30" durch die Zahl,,36" ersetzt. 

5. In Art. 7 Abs. 2 Satz 2 wlId das Wort "Belsitzern" 
durch die Worte "Stimmberechtigten als BeIsit­
zern" ersetzt. 

6. In Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte 
"Umschlag (Wahlumschlag)" durch das Wort 
"Stimmzettelumschlag " ersetzt. 

7 Art. 21 Abs. 1 wIrd WIe folgt geändert: 

a) In Satz 3 wIrd der Schlusspunkt durch folgen-

den Halbsatz ersetzt: 

", maßgeblich 1St der 33 Monate nach der 
Wahl des Landtags vorliegende letzte fortge­
schnebene Stand der Bevölkerung." 

b) Es werden folgende Sätze 4 bIS 6 angefügt: 

,,4Für die Verteilung der Abgeordnetenman­
date nach Satz 2 wIrd die Einwohnerzahl des 
WahlkreIses, vervIelfacht mit der Gesamt­
zahl der Abgeordneten nach Satz 1, durch 
die Gesamtzahl der Einwohner aller Wahl­
kreIse geteilt. 5Jeder WahlkreIs erhält zu­
nächst so vIele Mandate, WIe ganze Zahlen 
auf ihn entfallen. 6DIe weiteren zu vergeben­
den Mandate werden den WahlkreIsen In der 
Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile, 
die sIch beI der Berechnung nach Satz 4 er­
geben, zugeteilt." 

8. In Art. 28 Abs. 2 Satz 4 wlId die Zahl ,,37" durch 
die Zahl ,,43" ersetzt. 

9. Art. 40 wlId WIe folgt geändert: 

a) In Abs. 3 und 4 wlId Jeweils das Wort" Wahl­
umschlag" durch das Wort "Stimmzettelum­
schlag" ersetzt. 

b) Abs. 5 Satz 1 wlId WIe folgt geändert: 

aal In Nrn. 3 und 4 wlId Jeweils das Wort 
"Wahlumschlag" durch das Wort "Stimm­
zettelumschlag" ersetzt. 

bb) In Nr. 5 wIrd das Wort "Wahlumschläge" 
durch das Wort "Stimmzettelumschläge" 
ersetzt. 

cc) In Nrn. 6 und 7 wlId Jeweils das Wort 
"Wahlumschlag" durch das Wort "Stimm­
zettelumschlag" ersetzt. 

10. Art. 48 und 49 erhalten folgende Fassung: 

"Art. 48 

Benachnchtigung der Gewählten 

Der Landeswahlleiter benachnchtigt die 
Gewählten und weIst SIe auf die Regelung des 
Art. 49 Abs. 1 hm. 
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Art. 49 

Erwerb der Mitgliedschaft 1m Landtag 

(1) lEine gewählte sIch bewerbende Person 
erwIrbt die Mitgliedschaft 1m Landtag nach der 
Feststellung des Ergebmsses für sämtliche Wahl­
kreIse durch den Landeswahlausschuss (Art. 42) 
mit der Eröffnung der ersten Sitzung des Land­
tags nach der Wahl. 2Eine Ablehnung des Erwerbs 
der Mitgliedschaft muss vor der ersten Sitzung 
des Landtags gegenüber dem Landeswahlleiter 
schriftlich erklärt werden. 3Eine Erklärung un­
ter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 4Dle Erklärung 
kann mcht WIderrufen werden. 

(2) lBei emer LIstennachfolge (Art. 58) oder 
emer Wiederholungswahl (Art. 55) wud die Mit­
gliedschaft 1m Landtag mit dem fnst- und form­
gerechten Eingang der auf die Benachnchtigung 
erfolgenden Annahmeerklärung beIm Landes­
wahlleiter, Jedoch mcht vor AusscheIden des ur­
sprünglich gewählten Abgeordneten erworben. 
2LIegt bel Ablehnung des Erwerbs der Mitglied­
schaft 1m Landtag durch eme gewählte SIch be­
werbende Person die Annahmeerklärung des LIs­
tennachfolgers bereits vor der ersten Sitzung des 
Landtags nach der Wahl vor, erwubt der LIsten­
nachfolger das Mandat mit der Eröffnung dieser 
Sitzung. 3Gibt der LIstennachfolger oder die durch 
Wiederholungswahl gewählte SIch bewerbende 
Person bIS zum Ablauf der Fnst keme oder keme 
formgerechte Erklärung ab, so gilt die Nachfolge 
oder Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. 
4Abs. 1 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend." 

11. Art. 54 wud folgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) Im Fall emer Nachwahl 1St das vorläufi­
ge Ergebms der Hauptwahl unmittelbar 1m An­
schluss an die Wahlhandlung der Hauptwahl auf 
der Grundlage der erfolgten Stimmabgaben zu 
ermitteln, festzustellen und bekannt zu geben." 

12. Art. 55 Abs. 5 wud WIe folgt geändert: 

a) Der blshenge Wortlaut wud Satz 1. 

b) Es wud folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Der Landeswahlleiter benachnchtigt die 
Gewählten und fordert SIe auf, bmnen emer 
Woche schriftlich zu erklären, ob SIe die Wahl 
annehmen." 

13. Art. 58 WIrd WIe folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte "die An­
nahme der Wahl ablehnt" durch die Worte 
"dem Landeswahlleiter schriftlich die Ableh­
nung des Erwerbs der Mitgliedschaft erklärt" 
ersetzt. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) lDIe Feststellung, wer als LIstennach­
folger emtritt, trifft der Landeswahlleiter. 2Er 
benachnchtigt den LIstennachfolger und for­
dert ihn auf, bmnen emer Woche schriftlich zu 
erklären, ob er die Wahl anmmmt. " 

14. Art. 69 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Eine stimmberechtigte Person, die 1m 
Wählerverzelchms emgetragen 1St oder die aus 
emem von ihr mcht zu vertretenden Grund m 
das Wählerverzelchms mcht aufgenommen 
worden 1St, erhält auf Antrag emen Eintra­
gungsschein. " 

15. In Art. 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte 
"wenn ihnen mmdestens emhundert Stimmbe­
rechtigte beitreten," gestnchen. 

16. Art. 90 wud WIe folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden das Wort "und" 
durch em Komma ersetzt und die Worte "und 
Form" angefügt. 

b) Der blshenge Wortlaut WIrd Abs. 1, m Satz 1 
werden nach dem Wort "Gesetz" die Worte 
"und m der auf Grund dieses Gesetzes erlas­
senen Landeswahlordnung" emgefügt. 

c) Es wud folgender Abs. 2 angefügt: 

,,(2) Soweit m diesem Gesetz oder m der 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Lan­
deswahlordnung mchts anderes bestimmt 
1St, müssen vorgeschnebene Erklärungen 
persönlich und handschriftlich unterzeIchnet 
sem und bel der zuständigen Stelle 1m Ongl­
nal vorliegen. " 

§2 

Änderung des Bezukswahlgesetzes 

Das Gesetz über die Wahl der Bezukstage (Be­
zukswahlgesetz BezWG) m der Fassung der Be­
kanntmachung vom 12. Februar 2003 (GVBI S. 144, 
BayRS 2021-3-1), zuletzt geändert durch § 5 des Ge­
setzes vom 16. Februar 2012 (GVBI S. 30), wud WIe 
folgt geändert: 

1. Art. 4 wud WIe folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 6 WIrd die Zahl ,,48," gestnchen. 

b) Abs. 2 WIrd Wie folgt geändert: 

aal Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lDer WahlkreIs leiter verständigt unver­
züglich die Gewählten von ihrer Wahl 
und fordert SIe auf, bmnen emer Woche 
schriftlich zu erklären, ob SIe die Wahl an-
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nehmen und bereit smd, den Eid oder das 
Gelöbms gemäß Art. 24 Abs. 3 BezO zu 
leIsten. Il 

bb) In Satz 2 werden die Worte "nach Art. 48 
LWG 11 gestnchen. 

2. Art. 5 wIrd WIe folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte ", wenn ih­
nen mmdestens 15, 1m BezIrk Oberbayern 30 
Stimmberechtigte beitreten Il gestnchen. 

b) Abs. 2 Satz 4 wIrd aufgehoben. 

§3 

Änderung des Gesetzes 
über den Bayenschen Verfassungsgenchtshof 

Art. 48 des Gesetzes über den Bayenschen Verfas­
sungsgenchtshof (VfGHG) vom 10. MaI 1990 (GVBI 
S. 122, ber. S. 231, BayRS 1103-1-1), zuletzt geändert 
durch § 11 des Gesetzes vom 24. Dezember 2005 
(GVBI S. 665), WIrd WIe folgt geändert: 

1. In Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte ", wenn ihnen 
mmdestens emhundert Stimmberechtigte beitre­
ten Il gestnchen. 

2. Abs. 2 Satz 4 wIrd aufgehoben. 

3. Abs. 3 wIrd folgender Satz 4 angefügt: 

,,4Der Verfassungsgenchtshof kann von emer 
mündlichen Verhandlung absehen, wenn er eme 
solche nach der Sach - und Rechtslage mcht für 
geboten erachtet. Il 

§4 

Inkrafttreten 

lDIeses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 m Kraft. 
2 AbweIchend von Satz 1 treten § 1 Nr. 14 mit Wirkung 
vom 10. Dezember 2012 und § 1 Nr. 8 am 1. Dezem­
ber 2013 m Kraft. 

München, den 11. Dezember 2012 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See hof e r 
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